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Das soziale und politische Umfeld wird
nach wie vor von einem kräftigen Wind
des Wandels sowie durch erhebliche Irri-
tationen geprägt. Die infolge der Parla-
mentswahlen vom September 1999 er-
heblich veränderten Gegebenheiten so-
wie die koalitionsinternen Querelen blei-
ben während dieser Legislaturperiode be-
stimmend. Sie endet regulär im Septem-
ber 2003. Allerdings ist zuletzt der Ruf
nach vorgezogenen Neuwahlen bereits in
diesem Frühjahr lauter geworden. Das gilt
nicht nur für die oppositionelle Sozialde-
mokratische Partei Österreichs (SPÖ), die
trotz ihres Wahldebakels vom September
1999 immer noch die meisten Abgeord-
neten im Nationalrat stellt, sondern auch
für die FPÖ. Allerdings erheben nicht of-
fizielle Organe der Partei diese Forderung,
sondern ihr ehemaliger Vorsitzender und
jetziger Regierungschef von Kärnten, Jörg
Haider. Nachdem die vorjährigen Wahlen
zu den Länderparlamenten der Steier-
mark, des Burgenlandes und von Wien
seiner Partei Einbußen gebracht haben,
instrumentalisiert er jetzt wieder zuneh-
mend innen- und außenpolitische Fragen.
Hierzu zählt auch ein massiver Schlag-
abtausch mit dem Verfassungsgerichts-
hof und der neu entfachte Streit um die
Aufstellung zweisprachiger Ortstafeln in
einigen Kärntner Ortschaften an der Gren-
ze zu Slowenien. Damit schadet er sich in
der öffentlichen Wahrnehmung zwar mehr,
als er sich nützt. Aber die Stabilität der
Bundesregierung erscheint permanent
gefährdet, und die Außenpolitik wurde un-
beständiger und unberechenbarer. 
Das gilt hauptsächlich gegenüber der
Tschechischen Republik und damit auch
bezüglich der EU-Osterweiterung, da die
FPÖ beim Nichtzustandekommen eines
Ausgleichs mit den Tschechen hiergegen
ein Veto fordern könnte. Kristallisations-
punkt ist die Forderung der FPÖ nach Ab-
schaltung des eben erst angefahrenen
südböhmischen Atomkraftwerks Teme-
lin sowie nach Aufhebung der Benes-
Dekrete von 1945 – Postulate, die in der
Bevölkerung ein breites Echo finden.
Jüngst, also zur Halbzeit der Legislatur-
periode, kam es zur bisher schwersten
Regierungskrise des Kabinetts Schüssel.
Sie konnte zwar rasch mit dem Bekennt-
nis zur weiteren gemeinsamen Regie-
rungsarbeit bis zum Herbst 2003 sowie
zur EU-Osterweiterung beigelegt, die Zeit-
bombe der Veto-Drohung jedoch nicht
entschärft und den Querschüssen des
Kärntner Landeshauptmanns kein Riegel
vorgeschoben werden. 
Einige FPÖ-Minister sowie Teile ihrer Par-
tei dürften aber wissen, dass sich die FPÖ
mit vorzeitigen Neuwahlen nur schadet.
Denn erst 2003 kann die Koalitionsregie-
rung die Früchte ihrer insgesamt sehr er-
folgreichen Arbeit ernten, die Österreich
den überfälligen heftigen Wind des Wan-
dels brachte: u.a. wurden eine glaubwür-
dige Konsolidierung der öffentlichen Fi-
nanzen erfolgreich eingeleitet, Deregulie-
rungen und Privatisierungen vorangetrie-




Österreich: Erstaunliche Konsolidierung des 
Harte Landung der Konjunktur 2001. Deutliche konjunkturelle Erholung 2002. Festigung des
Aufschwungs 2003. Heuer leicht stimulierende Wirtschaftspolitik. Öffentliche Haushalte
schließen bereits 2001 insgesamt ausgeglichen. Preiskontrollen sichern Euro-Bargeldein-
führung. Moderater Preisanstieg. Zunächst noch zunehmende Arbeitslosigkeit. Defizit der
Leistungsbilanz sinkt weiter.Daten und Prognosen
ifo Schnelldienst 4/2002 – 55. Jahrgang
sionswesen sowie die Universitäten einer Reform unterzo-
gen. Derzeit wird ein liberalisierter Entwurf der von 1859
datierenden, 1994 letztmals überarbeiteten Gewerbeord-
nung beraten; die Neufassung soll Mitte 2002 in Kraft tre-
ten. Selbst die »immerwährende Neutralität«, seit Unter-
zeichnung des Staatsvertrages 1955 ein landesweites Ta-
bu, mutierte im Rahmen einer neuen Sicherheitsdoktrin zur
»Allianzfreiheit«, und der NATO-Beitritt wurde zum prüfens-
werten Fernziel erklärt. Die Frage der Zwangsarbeiter-Ent-
schädigung ist gut gelöst worden. Und – last but not least
– hat man nach schon bald erfolgter Aufhebung der seitens
der anderen EU-Länder im Jahre 2000 verhängten voreili-
gen und überzogenen »Quarantäne« die Normalisierung der
Beziehungen zu den EU-Partnern erreicht.
Das aus der Erfolgsgeschichte der Zweiten Republik nicht
wegzudenkende korporatistische System der Sozialpart-
nerschaft bleibt vom Wind des Wandels nicht verschont.
Veränderungen des österreichischen »Kammerstaates« wur-
den auf den Weg gebracht, um das Miteinander der Sozi-
alpartner und des Staates von einer Verteilungspartnerschaft
zu einer Plattform umzugestalten, welche Strategien für die
langfristigen Zukunftsfragen des Staates entwickelt. Radi-
kale Lösungen werden, weil der österreichischen Menta-
lität zuwiderlaufend, abgelehnt. Es bleibt also zumindest auf
mittlere Sicht beim pragmatischen und weitestgehend kon-
sensualen Miteinander der Sozialpartner, auch wenn jetzt
häufiger gestreikt wird, während Arbeitsniederlegungen jahr-
zehntelang so gut wie unbekannt waren.
Die Wirtschaftspolitik, und das wird bei den sie umgeben-
den politischen Turbulenzen leicht übersehen, hat die drän-
gendsten Probleme (mit Ausnahme einer durchgreifenden
Gesundheits- und Rentenreform) angepackt und Lösun-
gen auf den Weg gebracht. Der auf eine Festigung des Wirt-
schaftsstandorts Österreich abzielende Kurs ist berechen-
bar und wird bis 2003 fortgeführt – so die Politik das zulässt.
Wirtschaftsentwicklung im Jahre 2001
Dieweltwirtschaftlichen Rahmendatenstellten sich wie folgt
dar: In den Vereinigten Staatenerhöhte sich das reale Brut-
toinlandsprodukt um rund 1%. In Japan gingen Nachfrage
und Produktion um etwa 1/2% zurück. In Mitteleuropa ex-
pandierte die gesamtwirtschaftliche Erzeugung um knapp
21/2%. In Westeuropanahm das reale Bruttoinlandsprodukt
um fast 13/4% zu; in der EU und im Euro-Raum stieg es in
annähernd gleichem Maße und in Deutschland um rund
1/2%. Der Einfuhrpreis für Rohölbetrug in den westlichen In-
dustrieländern im Jahresdurchschnitt fast 25 US-Dollar pro
Barrel; das sind 12% weniger als im Vorjahr. Industrieroh-
stoffe(ohne Öl) verbilligten sich gegenüber dem Jahre 2000
auf Dollar-Basis um ungefähr 10%. Der Wechselkurs des
Eurobetrug im Schnitt des Jahres 0,90 US-Dollar. 2000 wa-
ren es 0,92 US-Dollar. Das Volumen des Welthandels hat
gegenüber 2000 fast stagniert.
In Österreich erfolgte eine harte Landung der Konjunktur,
wie in den meisten anderen westeuropäischen Ländern, be-
dingt durch einbrechende Exporte und eine insgesamt res-
triktive Wirtschaftspolitik. Allerdings hielten sich die Folgen
für den Arbeitsmarkt in engen Grenzen. Das reale Brutto-
inlandsprodukt (+ 1,1%) hatte im ersten Halbjahr weiter
deutlich an Schwung verloren und dürfte im zweiten Halb-
jahr annähernd stagniert haben – es könnte sich ein Rück-
gang errechnen, der jedoch wegen seiner Geringfügigkeit
so sehr im statistischen Unschärfebereich liegt, dass von ei-
ner Rezession nicht gesprochen werden kann. Die Binnen-
nachfrage stagnierte im Verlauf, wobei der private Konsum
geringfügig gestiegen, der Staatsverbrauch hingegen leicht
und die Bruttoanlageinvestitionen sogar deutlich gesunken
sind. Die Inflationsrate war so hoch wie seit Mitte der neun-
ziger Jahre nicht mehr. Die öffentlichen Haushalte schlos-
sen überraschenderweise ausgeglichen, und das Defizit der
Leistungsbilanz verringerte sich.
Die Ausfuhr von Gütern und Dienstleistungen hat im ersten
Quartal weiter lebhaft expandiert. Anschließend ist sie spür-
bar zurückgegangen, obwohl sich der US-Dollar gegenüber
dem Euro im Jahresdurchschnitt noch etwas aufgewertet
hat. Ursache waren ganz überwiegend die konjunkturelle
Schwäche (besonders in Deutschland, dem Haupthan-
delspartner) sowie der abwärts schwingende Lagerzyklus in
Westeuropa, wohin 68% (2000) der Lieferungen gehen. Auch
figurieren Vor- und Zwischenprodukte im westeuropäischen
Vergleich überdurchschnittlich bei der Warenausfuhr, wenn
auch nicht so ausgeprägt wie in Belgien. Besonders kräftig
war der Rückgang der Exporte nach Nordamerika sowie
nach Südostasien. Besser hielt sich der Absatz in den im-
mer noch wachsenden mittel- und osteuropäischen Volks-
wirtschaften (Anteil an der Warenausfuhr im Jahre 2000 ca.
17%). Während die Ausfuhr dank des beträchtlichen Über-
hangs zu Jahresbeginn gegenüber 2000 um etwa 4% zu-
genommen hat, expandierte der Import um rund 23/4%.
Bei nur noch wenig verschlechterten Terms of Trade sank
das Defizit der Leistungsbilanz leicht auf rund 21/2% des
BIP, zumal sich die Tourismusbilanz nach einem sehr guten
Fremdenverkehrsjahr spürbar verbesserte.        
Die Bruttoanlageinvestitionen haben gegenüber dem Vor-
jahr ungefähr stagniert. Der trotz gesunkener Zinsen ab dem
zweiten Quartal registrierte deutliche Rückgang wird im Jah-
resvergleich durch den beträchtlichen Überhang zu Jah-
resanfang ausgeglichen. Bremsend wirkten die seit Ende
2000 laufend und merklich gesunkene Auslastung der Ka-
pazitäten in der verarbeitenden Industrie (Ende 2001 lag
sie sogar unter dem Durchschnitt der neunziger Jahre). Hin-
zu kamen die ungünstigeren Absatz- und Ertragserwartun-
gen welche besonders die gewerblichen Investitionen – dies
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insbesondere auch im IT-Bereich – gedrückt haben sowie
die sich verstärkt fortsetzende Rezession der Bauinvesti-
tionen; auf letztere entfällt reichlich die Hälfte der Bruttoan-
lageinvestitionen. Der Wohnungsbau ging infolge weiter sin-
kenden Bedarfs nach wie vor deutlich zurück. Auch der öf-
fentliche Bau wurde eingeschränkt, und der industriell-ge-
werbliche Bau ist kaum noch gewachsen.
Der private Konsum hat um ca. 11/2% zugenommen. Die-
ses Nachfrageaggregat hat trotz der um 1/2% gesunkenen
realen verfügbaren Einkommen als stabilisierender Faktor
gewirkt. Retardierend wirkten die restriktive Finanzpolitik,
das gegen Jahresende zum Stillstand gekommene Wachs-
tum der Beschäftigung bei allmählich steigender Arbeitslo-
senquote sowie Realeinkommensverluste durch die stär-
ker als erwartet gestiegenen Verbraucherpreise. Wie in sol-
chen Situationen üblich, haben die privaten Haushalte mit
einer Verringerung der Sparquote um etwa 11/2 Prozent-
punkte kompensierend reagiert. Im Zuge der rezessiven Ent-
wicklung im Wohnungsbau und des sich laufend ver-
schlechternden, auf der Basis von Verbraucherbefragungen
erhobenen Konsumklimas nahm die Neigung zu größeren
Anschaffungen ab. Käufe langlebiger Güter wurden hin-
ausgeschoben. Der Staatsverbrauch ist infolge forcierter
Konsolidierung der öffentlichen Finanzen um etwa 1/2% ge-
sunken.
Auf dem Arbeitsmarkt verschlechterte sich die Lage nur
ganz allmählich. Die Zunahme der Beschäftigung lief erst
gegen Jahresende aus, und die Arbeitslosigkeit nahm auf
saisonbereinigter Basis ab Jahresmitte verhalten zu. Gleich-
wohl konnten über die Hälfte der Unternehmen ihren Be-
darf an neuen Mitarbeitern nicht decken. Im Jahresdurch-
schnitt lag die Arbeitslosenquote bei 3,9% (2000: 3,7%).
Die Konsumentenpreise sind im ersten Halbjahr deutlich
gestiegen, auch weil die öffentliche Hand neue Gebühren
einführte und bestehende teilweise stark heraufgesetzt hat.
Preistreibend wirkten zudem die BSE- und MKS-Krisen, un-
günstige Witterung (Frischgemüse), die kräftige Verteuerung
von Energie sowie die weitere Aufwertung des US-Dollar
gegenüber dem Euro. Anschließend war das Preisniveau
tendenziell stabil. Vor der Ausgabe des Euro-Bargelds An-
fang 2001 kam es nur vereinzelt zu umstellungsbedingten
Preiserhöhungen, da diese gesetzlich verboten worden wa-
ren. Der Teuerungsschub im Dezember resultierte zu ei-
nem erheblichen Teil aus der witterungsbedingt starken Ver-
teuerung von Nahrungsmitteln. Im Jahresdurchschnitt lagen
die Verbraucherpreise um 2,3% über dem Niveau des Jah-
res 2000.
Wirtschaftspolitik
Von der Wirtschaftspolitik gehen 2002 insgesamt keine
dämpfenden Wirkungen mehr auf die Konjunktur aus. Zwar
bremst die Finanzpolitik noch etwas, aber die Geldpolitik sti-
muliert spürbar und die Lohnpolitik leicht. Im Jahre 2003
dürfte sich bei etwa neutraler Geld- und Finanzpolitik sowie
expansiver Lohnpolitik per saldo ein schwacher Impuls er-
geben.
DieFinanzpolitikbleibt auf Konsolidierungskurs und dämpft
zunächst noch das Wirtschaftswachstum. Auf längere Sicht
sollen die im internationalen Vergleich weit überdurch-
schnittlich hohen Lohnnebenkosten gesenkt werden, um
Wachstum und Beschäftigung zu stärken. 2001 gelang aus
einer finanzpolitisch deplorablen Lage heraus ein gleicher-
maßen überraschender wie erstaunlicher Schritt in Richtung
Konsolidierung der öffentlichen Haushalte. Mittels eines
Nachtragshaushalts mit zahlreichen Steuer- und Abgaben-
erhöhungen wurde eine Verringerung des gesamtwirt-
schaftlichen Finanzierungsdefizits auf 3/4% des BIP ange-
strebt, die im Stabilitäts- und Konvergenzprogramm mit
der EU ausgehandelt worden waren. Trotz der unerwarte-
ten konjunkturellen Flaute wurde jedoch ein
Budgetausgleich und ein Rückgang der
Staatsverschuldung auf ca. 62% des BIP er-
reicht – eine im EU-Vergleich hervorragende
Leistung. Gemäß dem bis 2004 laufenden
Stabilitätspakt der österreichischen Ge-
bietskörperschaften waren die Bundeslän-
der verpflichtet, insgesamt einen Überschuss
von 3/4% des BIP zu erwirtschaften, während
die Gemeinden ausgeglichen abschließen
mussten. Dadurch konnte das Defizit im
Bundeshaushalt austariert werden. Dieses
wurde durch erhöhte Sparsamkeit auf der
Ausgabenseite (einschließlich Stellenabbau)
und sinkende Zinsbelastung sowie durch teils
kräftige Steuer- und Abgabenerhöhungen,
Streichung des Investitionsfreibetrags etc.,
aber auch durch massiv gestiegene Voraus-
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zahlungen auf die Einkommen- und Körperschaftsteuer ge-
trimmt; je nach Steuerbetrag wurden gegenüber dem letz-
ten Bescheid um 5, 10 oder 20% höhere Vorauszahlungen
verordnet, und es wurde eine Verzinsung der Steuerschuld
eingeführt (Anspruchsverzinsung). Auch hat man die Priva-
tisierungserlöse der staatlichen Privatisierungsagentur ÖI-
AG voll zur Schuldentilgung eingesetzt. Kehrseite des Kon-
solidierungserfolgs ist jedoch eine nun um 4 Prozentpunk-
te oder 10% über dem EU-Durchschnitt liegende Steuer-
und Abgabenquote – nach österreichischen Angaben ca.
45,6%, nach EU-Berechnungen 47% des BIP. Da hierdurch
die Wachstumsperspektiven leiden, wird bereits über Steu-
er- und Abgabensenkungen nachgedacht, um die von der
Regierung für 2010 anvisierte Quote von 40% zu realisieren.
Der erste Schritt dürfte, begünstigt vom fortschreitenden
Konjunkturaufschwung, bereits im Wahljahr 2003 getan wer-
den, wobei allerdings noch nicht klar ist, wo die hierzu nö-
tigen Einsparungen erfolgen werden. Die Finanzpolitik dürf-
te dann jedoch etwa konjunkturneutral sein.
Im laufenden Jahr wirkt sie jedoch weiter restriktiv, wenn
auch nicht mehr in dem Maße wie 2001. Während das Ver-
hältnis von Einsparungen zu konsolidierungsbedingten Mehr-
einnahmen im vorigen Jahr 4:3 betrug, sind heuer 7:3 vor-
gesehen. Für die öffentlichen Haushalte 2003 wurde neu-
erlich ein ausgeglichener Abschluss budgetiert, obwohl di-
verse Vorzieheffekte nun fehlen, ein Kinderbetreuungsbetrag
einführt, ein öffentliches Investitionsprogramm (858 Mill. p
werden heuer und 574 Mill. p2003 für strukturverbessernde
Projekte sowie für die Altbausanierung ausgegeben) ange-
laufen ist und die »automatischen Stabilisatoren« kaum ge-
bremst wirken. Andererseits zieht die Konjunktur wieder
an, nennenswerte Einsparungen aus der Pensionsreform er-
geben sich erst heuer, die Bezüge der öffentlich Bedienste-
ten steigen lediglich um 0,8%, es werden weiter Staatsstellen
gestrichen, die Bundesbahnen und die EU erhalten weni-
ger Geld, und der Sparkurs wird konsequent fortgesetzt. Ei-
nen gewichtigen Unsicherheitsfaktor bei der Erreichung des
ehrgeizigen Konsolidierungsziels – welches die Staatsver-
schuldung auf reichlich 60% des BIP drücken würde – bil-
det die von EUROSTAT als nicht Maastricht-gerecht bean-
standete Ausgliederung der Bundesimmobiliengesellschaft
(BIG). Sollte sich Österreich diesem Diktum beugen, müss-
ten diese, nicht auf den Finanzierungssaldo (wohl aber auf
die Staatsverschuldung) des Staate anrechenbaren Trans-
aktionen, aus den öffentlichen Haushalten ab dem Jahr 2000
herausgerechnet werden. Sie beliefen sich 2000 auf 0,26%
und 2001 auf 0,37% des BIP. Entsprechend erhöhen sich
die öffentlichen Finanzierungsdefizite. 
Die Europäische Zentralbank (EZB) hatte ihren zuvor res-
triktiven geldpolitischen Kurs bereits im Mai 2001 geän-
dert, obwohl der durch massive Ölverteuerung, Dollarauf-
wertung und die Tierseuchen BSE und MKS verursachte
Preisschub noch nicht ausgelaufen war und die Auswei-
tung der Geldmenge M3 spürbar über der Zielgröße lag.
Nach den Terroranschlägen vom 11. September in den
USA wurde die monetäre Lockerung im Schulterschluss
mit anderen Zentralbanken verstärkt fortgesetzt. Insgesamt
hat die EZB ihren Leitzins in vier Schritten um 1,5 Pro-
zentpunkte auf zuletzt (November 2001) 3,25% herabge-
setzt. Die Zinssenkungen werden ihre konjunkturstimulie-
rende Wirkung erst heuer voll entfalten. Mit Blick auf den
jetzt 1,75% betragenden und wohl nicht weiter sinkenden
US-Schlüsselzins wäre sogar noch Spielraum für einen klei-
nen weiteren Zinsschritt nach unten gegeben. Dies umso
mehr, als sich der Preisauftrieb im Euro-Raum weiter be-
ruhigen und die Teuerungsrate 2002 im Jahresdurchschnitt
unter 2% – dem mittelfristigen Inflationsziel der EZB – sin-
ken dürfte. Allerdings liegt die Kerninflationsrate im Euro-
Raum nach wie vor spürbar über 2%. Auch ist die Geld-
menge M3 bis Ende 2001 weiter aus dem Ruder gelau-
fen. Mit 8% lag die Zuwachsrate (Vorjahresvergleich) im De-
zember weit über dem – auch für 2003 vorgegebenen –
jahresdurchschnittlichen Referenzwert von 4,5%. Liquidität
ist also reichlich vorhanden, selbst wenn die EZB ihren Leit-
zins nicht weiter zurücknimmt. Um die Jahreswende
2002/2003 ist daher bei in Gang gekommener Konjunk-
tur die beginnende Straffung der monetären Zügel zu er-
warten. Dies dürfte jedoch im Hinblick auf die Festigung
des Euro-Wechselkurses gegenüber dem US-Dollar vor-
sichtig erfolgen. Die hieraus resultierenden bremsenden
Wirkungen auf die Konjunktur sind nicht vor Herbst 2003
zu erwarten. Die EZB führte bis zuletzt in ihren monatlich
wechselnden Begründungen für die laufenden Verfehlun-
gen stets Sonderfaktoren an und reagiert häufig mit Neu-
definitionen von M3. Auf diese Weise ist jedoch das Ver-
trauen in den Euro nicht zu festigen. Und es drängt sich
eine Änderung des monetären Referenzwerts, so man denn
an einem solchen festhalten will, auf. Die Euro-Bargeld-
einführung ging in nur drei Wochen über die Bühne, und
damit wesentlich schneller als angenommen.
Die Einkommenspolitik bleibt stabilitätsorientiert. Die Ein-
führung des Euro-Bargeldes wurde durch ab Oktober 2001
geltende Preiskontrollen erfolgreich abgesichert, die um-
stellungsbedingte Preiserhöhungen verbieten. Die Lohner-
höhungen bewegen sich 2002 zwischen 0,8% für die öf-
fentlich Bediensteten, und etwa 3% in der Metallindustrie;
im Durchschnitt werden es mit etwa 21/2% weniger als 2001
und spürbar weniger als im EU-Mittel sein, zumal es auch
keine zusätzlichen betrieblichen Verteilungsoptionen mehr
gibt. Da die Teuerungsrate jedoch stärker sinkt, werden die
Reallöhne netto nach dem vorjährigen Minus von 3/4% heu-
er um 1/2% steigen. Die Abschlüsse des Metallbereichs ver-
lieren weiter allmählich ihre Orientierungsfunktion für die
anderen Wirtschaftszweige, die sich zunehmend nach den
jeweiligen Produktivitätsfortschritten ausrichten. Hierin zeigt
sich die zunehmende Flexibilität der in über einem halben
Jahrhundert bewährten Sozialpartnerschaft. In diese kommt
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zusätzliche Bewegung durch den Zusammenschluss der
Metallgewerkschaft mit der Gewerkschaft der Privatan-
gestellten. Die neue Formation stellt über ein Drittel der im
ÖGB organisierten Arbeitnehmer und bildet einen wichti-
gen Schritt zur Verringerung der ursprünglich 13 Fachge-
werkschaften auf acht oder sogar drei große Blöcke.
Wirtschaftsentwicklung im Jahre 2002
Als weltwirtschaftliche Rahmendaten werden unterstellt:
In den Vereinigten Staaten erhöht sich das reale Bruttoin-
landsprodukt um 11/4%. Die gesamtwirtschaftliche Erzeu-
gung geht in Japan um reichlich 1% zurück. In Mitteleuro-
pa nehmen Nachfrage und Produktion um etwa 21/4% zu.
InWesteuropawird das reale Bruttoinlandsprodukt um rund
11/2% ausgeweitet; für die EU und den Euro-Raum sind ähn-
liche Raten zu erwarten, während die Zunahme in Deutsch-
land gut 1/2% beträgt. Der Einfuhrpreis für Rohöl liegt in
den westlichen Industrieländern im Schnitt des Jahres bei
20 US-Dollar pro Barrel. Die Preise für Industrierohstoffe
(ohne Öl) sinken gegenüber 2001 um ungefähr 61/2%. Der
Wechselkurs des Euro bewegt sich im Jahresdurchschnitt
innerhalb einer Bandbreite von 0,90 bis 1 US-Dollar. Das Vo-
lumen des Welthandels expandiert in einer Größenordnung
von 23/4%.
In Österreich weist die Wirtschaftsentwicklung – zunächst
noch zögerlich – deutlich aufwärts; Klimaindikatoren und an-
dere Indizien lassen erwarten, dass der Tiefpunkt der Kon-
junktur zur Jahreswende 2001/2002 erreicht wurde. Sti-
mulierend wirken die vom Ausland kommenden Anregun-
gen (zumal vom internationalen Lageraufbau), die niedrige-
ren Energiepreise, die gesunkenen Zinsen sowie der immer
noch günstige Dollarkurs. Vor allem die Ausfuhr, aber auch
die inländischen Nachfragekomponenten weisen höhere
Steigerungsraten auf als im vorigen Jahr. Das reale Brutto-
inlandsprodukt dürfte um knapp 11/2%, also ungefähr dem
westeuropäischen Durchschnitt entsprechend zunehmen.
Der Arbeitsmarkt – Nachläufer der Konjunktur – reagiert erst
im späteren Verlauf des Jahres auf die konjunkturelle Bes-
serung. Der Preisauftrieb wird moderat sein. Das Defizit der
Leistungsbilanz sinkt bei verbesserten Terms of Trade noch-
mals leicht.
Erfahrungsgemäß findet der Exportvon Gütern und Dienst-
leistungen am schnellsten aus dem konjunkturellen Tief her-
aus, da er zeitgleich vom Wiederaufbau der zuvor verrin-
gerten Lagerbestände in Westeuropa angeregt wird. Ursa-
che ist einmal der im westeuropäischen Vergleich über-
durchschnittlich hohe Anteil an Vor- und Zwischenproduk-
ten am industriellen Ausstoß. Zum anderen gehen etwa zwei
Drittel der Ausfuhr nach Westeuropa, die mit etwas mehr als
der Hälfte am Bruttoinlandsprodukt partizipiert. Infolge der
maßvollen Lohnsteigerungen und fortgesetzt kräftiger Pro-
duktivitätssteigerungen in der verarbeitenden Industrie wird
diese (aber auch die Gesamtwirtschaft) ihre preisliche Wett-
bewerbsposition gegenüber dem Ausland weiter verbes-
sern können. Das gilt selbst dann, wenn sich der Euro gegen-
über dem US-Dollar langsam aufwertet. Die Ausfuhr dürfte,
bei beträchtlichem Unterhang zu Jahresbeginn, aber im Ver-
lauf beschleunigt steigend, mit annähernd 4% in etwa glei-
chem Rhythmus zunehmen wie 2001. Der Import erhöht
sich um reichlich 3%. Bei leicht verbesserten Terms of Tra-
de (und einer wieder recht günstigen Tourismusbilanz) kann
ein Rückgang des Fehlbetrags der Leistungsbilanzauf reich-
lich 21/4% des BIP erwartet werden.
Die Bruttoanlageinvestitionen dürften um ca. 3/4% expan-
dieren. Sie finden zunächst nur sehr langsam und erst im
späteren Verlauf des Jahres aus der konjunkturellen Schwä-
chephase heraus. So werden die Ausrüstungsinvestitio-
nen mit wachsender Auslastung der Kapazitäten sowie ver-
besserter Absatz- und Ertragserwartungen und bei immer
noch günstigen Finanzierungsbedingungen wieder an Dy-
namik gewinnen. Zunächst dominieren die zur Aufrechter-
haltung bzw. Verbesserung der internationalen Wettbe-
werbsfähigkeit erforderlichen Rationalisierungs- und Er-
satzinvestitionen. Gegen Jahresende kommt es dann ver-
mehrt auch wieder zur Erweiterung der Anlagen. Die Bau-
investitionen werden gegenüber dem Vorjahr zwar noch-
mals sinken, allerdings deutlich weniger als 2001. Für den
späteren Verlauf des Jahres zeichnet sich eine zaghafte
Wende zum Besseren ab. Auslöser ist einmal das im Herbst
2001 beschlossene »Akzentprogramm« des Bundes, wel-
ches neben höheren Aufwendungen für Forschung und Bil-
dung auch zusätzliche Investitionen in die Altbausanierung
und in die Verkehrsinfrastruktur vorsieht. Glücklicherweise
waren Projekte bereits soweit vorbereitet, dass sie jetzt in
Angriff genommen werden können. Ferner wird der Ein-
bruch beim gewerblichen Bau im Zuge des konjunkturel-
len Aufschwungs gegen Jahresende überwunden. Und
schließlich dürfte sich die Rezession im Wohnungsbau
wegen der forcierten Altbausanierung in verlangsamtem
Tempo fortsetzen.
Derprivate Konsumnimmt allmählich etwas rascher zu und
expandiert gegenüber 2001 um rund 13/4%. Bald setzen
sich die Auftriebskräfte trotz der zunächst noch ungünsti-
gen Lage auf dem Arbeitsmarkt durch: Die realen verfüg-
baren Einkommen steigen wieder, wenn auch nur schwach,
wesentlich bedingt durch höhere Reallöhne und das neu
eingeführte Erziehungsgeld. Die Sparquote geht noch et-
was zurück. Die Zinsen sind gesunken. Ab der Jahresmit-
te wird die Flaute auf dem Arbeitsmarkt überwunden. Grö-
ßere Anschaffungen werden erst allmählich wieder etwas
lebhafter getätigt, da die Rezession im Wohnungsneubau
weitergeht. Der Staatsverbrauch dürfte im Zuge der deut-
lich konsolidierungsorientierten Finanzpolitik um ca. 1/2%
abnehmen.
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Auf dem Arbeitsmarktverschlechtert sich die Lage zunächst
noch etwas. Im zweiten Halbjahr dürfte die Beschäftigung
jedoch schon wieder leicht steigen. Allerdings wird sich
gleichzeitig der, auch während der konjunkturellen Flaute
eklatante, Mangel an Fachkräften verschärfen. Die Arbeits-
verwaltung ist auf vielfältige Weise zunehmend bestrebt, ei-
ne bessere Ausschöpfung des Arbeitskräftepotentials durch-
zusetzen. Die Arbeitslosenquote dürfte sich im Jahres-
durchschnitt auf reichlich 4% erhöhen.
Der Preisauftrieb war auch während der intransparenten
Phase der Euro-Bargeldeinführung moderat, dank des ab
Oktober 2001 geltenden und durch Kontrollen abgesicher-
ten Verbots umstellungsbedingter Preiserhöhungen. Schwar-
ze Schafe wurden vornehmlich im Hotel- und Gaststätten-
gewerbe, vereinzelt auch bei den Banken und auf Wo-
chenmärkten registriert. Bei verlangsamt steigenden Lohn-
stückkosten, stabilisierenden Importpreisen sowie geringe-
ren Erhöhungen von Gebühren und administrierten Preisen
als im Vorjahr ist ein nur langsamer Preisanstieg abzuse-
hen. Hierfür spricht auch die jüngste Entwicklung der Er-
zeugerpreise. Die Konsumentenpreise dürften das Niveau
von 2001 um reichlich 11/2% übersteigen.
Wirtschaftsentwicklung im Jahre 2003
Als weltwirtschaftliche Rahmendaten werden angenom-
men: In den Vereinigten Staaten expandiert das reale Brut-
toinlandsprodukt um ca. 31/2%. Nachfrage und Produktion
nehmen in Japan um etwa 1/2% zu. In Mitteleuropa steigt
die gesamtwirtschaftliche Erzeugung um ungefähr 31/2%. In
Westeuropa, in der EU und im Euro-Raum erhöht sich das
reale Bruttoinlandsprodukt um rund 23/4%; in Deutschland
beträgt die Zunahme annähernd 21/4%. Der Importpreis für
Rohöl liegt in den westlichen Industrieländern im Jahres-
mittel bei 22 US-Dollar pro Barrel. Industrierohstoffe (ohne
Öl) kosten etwa 7% mehr als 2002. Der Wechselkurs des
Euro liegt im Durchschnitt des Jahres innerhalb einer Band-
breite von 0,95 bis 1,05 US-Dollar. Das Volumen des Welt-
handels dürfte in einer Größenordnung von 8% ausgewei-
tet werden.
In Österreich, wie im übrigen Westeuropa, setzt sich der
Aufschwung, von dem nun auch die Inlandsnachfrage
deutlich erfasst wird, zunächst noch beschleunigt fort.
Im späteren Verlauf des Jahres verringert sich das Tem-
po. Anfangs kommen noch Impulse von der Geldpolitik,
doch werden auch die kurzfristigen Zinsen langsam auf-
wärts tendieren. Die Finanzpolitik bremst nicht mehr. Die
wichtigsten Impulse kommen jedoch von der stark ex-
pandierenden Auslandsnachfrage. Das reale Bruttoin-
landsprodukt dürfte um annähernd 23/4% steigen, doch
kommt es trotz wachsender Auslastung der Kapazitäten
nicht zu Produktionsengpässen. Die Preise erhöhen sich
bei deutlich zunehmender gesamtwirtschaftlicher Pro-
duktivität nur wenig schneller als 2002, obwohl von der
Importseite keine stabilisierenden Effekte mehr zu erwar-
ten sind.
Die Ausfuhr von Gütern und Dienstleistungen (ca. + 71/2%)
wird in erster Linie von der lebhaft zunehmenden westeu-
ropäischen Nachfrage, aber auch von Lieferungen nach
Übersee sowie nach Mittel- und Osteuropa – hierhin geht
mit etwa 17% der Warenausfuhr relativ viel mehr als im west-
europäischen Durchschnitt –, wo die Wirtschaft kräftiger ex-
pandiert als in Westeuropa. Die überdurchschnittlich star-
ken Impulse vom internationalen Lageraufbau laufen zwar
aus, aber dafür kommt der Absatz von Fertigprodukten er-
heblich in Schwung, zumal viele österreichische Unterneh-
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Veränderungsraten des realen BIP und seiner  Komponenten













Bruttoinlandsprodukt 3,0 1,1 1,2 1,2 1,5 2,8 2,4 2,7
Inlandsnachfrage 2,5 0,5 1,0 0,9 1,2 2,3 2,4 2,3
Privater Verbrauch 2,5 1,4 1,6 1,6 1,8 2,3 2,3 2,4
Staatsverbrauch 0,9 – 0,5 – 0,3 – 0,1 0,6 0,5 0,2 0,5
Bruttoanlageinvestitionen 5,1 – 0,1 0,5 0,8 0,3 3,7 3,5 3,6
Exporte
e) 12,2 3,9 3,5 4,0 3,8 7,3 7,5 7,0
Importe
e) 11,1 2,8 3,2 3,3 3,3 6,6 7,6 6,3
Industrieproduktion 
(Sachgütererzeugung und Bergbau) 8,8 1,8 1,5 n.a. n.a. 5,0 n.a. n.a.
Konsumentenpreise (HVPI) 2,0 2,3 1,4 1,7 1,8 1,6 1,8 1,9
Arbeitslosenquote 3,7 3,9 4,2 4,3 5,3 4,0 4,2 5,1
Leistungsbilanz
f) – 2,8 – 2,5 – 2,4 – 2,4 – 1,9 – 2,4 – 2,7 – 1,5
Finanzierungssaldo des Staates
f) – 1,1 0,0 – 0,4 – 0,4 – 0,4 0,0 0,4 0,1
a) Schätzungen. –
b) Österreichisches Institut für  Wirtschaftsforschung, Wien, vom Dezember 2001. –
c) Europäische Kommission, Brüssel, vom
November 2001. –
d) Organisation for Economic Cooperation  and Development, Paris, vom November 2001. –
e) Güter und  Dienstleistungen. –
f) In Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP).55. Jahrgang – ifo Schnelldienst 4/2002
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men als Zulieferer von Komponenten intensiv in die Pro-
duktion internationaler Konzerne eingebunden sind. Die
preisliche Wettbewerbsfähigkeit wird durch weiterhin aus-
geprägte Produktivitätsfortschritte bei moderaten Lohner-
höhungen weiter verbessert. Da die Einfuhr etwas weniger
dynamisch als der Export zunimmt und die Terms of Trade
nochmals etwas günstiger werden, könnte das Defizit der
Leistungsbilanz in Relation zum BIP nochmals etwas nied-
riger ausfallen.
Die Investitionskonjunktur weist deutlich aufwärts, auch
weil die Rezession im Bausektor überwunden wird. Die Ge-
spaltenheit der Entwicklung wird gleichwohl noch ausge-
prägter als zuvor. Mit rund 71/2% dürften die Ausrüstungs-
investitionen sehr kräftig expandieren. Anregend wirken
die zunehmende Auslastung der Kapazitäten, welche ver-
mehrt Erweiterungsinvestitionen induziert. Ferner stimulie-
ren die verbesserten Absatz- und Ertragserwartungen, die
trotz allmählich steigender Zinsen immer noch günstigen Fi-
nanzierungsbedingungen sowie der mit weiter verschärf-
tem internationalen Wettbewerb verstärkte Zwang zu Ra-
tionalisierungs- und Ersatzinvestitionen. Die Bauproduktion
nimmt hingegen erst schwach zu. Zwar wird mehr in die
öffentliche Infrastruktur investiert, und der gewerbliche Bau
erholt sich. Aber der Wohnungsbau kommt trotz öffentlich
geförderter Altbausanierung noch nicht aus der Rezession
heraus.
Der private Konsum erhöht sich um etwa 21/2%. Die rea-
len verfügbaren Einkommen steigen bei nur wenig be-
schleunigter Inflation schneller, auch weil die Beschäftigung
wieder zunimmt. Das Konsumklima hellt sich zwar im Zuge
des Aufschwungs weiter auf, doch die Sparquote erhöht
sich trotzdem. Dieses ausgeprägt antizyklische Verhalten ist
typisch für die österreichischen Verbraucher. Langlebige Gü-
ter werden lebhafter nachgefragt als bisher. Der Staatsver-
brauch wird nur sehr schwach ausgeweitet.
Die Lage auf dem Arbeitsmarktbessert sich
weiter, und der Mangel vor allem qualifizier-
ter Kräfte nimmt zu. Die Beschäftigung er-
höht sich spürbar. Das gilt vor allem im
Dienstleistungssektor und führt zu einem An-
stieg der im westeuropäischen Vergleich
noch unterentwickelten Teilzeitarbeit. Die Ar-
beitslosenquote geht im Jahresdurchschnitt
bei deutlich zunehmender Erwerbsbevölke-
rung auf rund 4% zurück.
Der Preisanstieg bleibt moderat, obwohl die
Einfuhrpreise etwas anziehen. Aber die ge-
samtwirtschaftliche Produktivität erhöht sich
deutlich bei weiterhin mäßigem Lohnanstieg.
Der Wettbewerb bleibt lebhaft, mitbedingt
durch fortschreitende Liberalisierung und De-
regulierung. Mit nennenswerten Anhebun-
gen indirekter Steuern und Gebühren ist mit Blick auf die
im Herbst anstehenden Parlamentswahlen nicht zu rech-
nen. Die Konsumentenpreise dürften gegenüber 2002 um
fast 13/4% steigen.
Abgeschlossen am 8. Februar 2002 
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